
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der 
Ortsgemeinde Guntersblum 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 10.03.2025 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:26 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter und Vorsitzender   
Werner Willius Ausschussmitglied   
Klaus Bechler Ausschussmitglied 

um 20:08 Uhr die Sitzung verlassen  
  

Christoph Mathes Ausschussmitglied 
ab 19:10 Uhr  

  

Jürgen Hartmann Ausschussmitglied   
Rüdiger Schwarz Ausschussmitglied   
Jan Kropp Ausschussmitglied 

in Vertretung von Laux, Torsten 
  

 
Entschuldigt: 
Aurelia Edelmann-Wirth Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
Torsten Laux Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Kropp, Jan 
  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Axel Frey Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin   
Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter   
Günter Schneider 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der Ortsgemeinde 
Guntersblum sind mit der Einladung vom 03.03.2025 auf Montag, 10.03.2025, 19:00 Uhr, unter 
Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 in der 

Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0019) 
 

2. Außengeläden KiTa Abenteuerwelt; 
Freigabe Leistungsverzeichnis 
 

3. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

3.1 Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Mühlstraße; Flur 13, Flurstück 83/15  
Fristende: 31.03.2025 
Einrichten eines Fahrzeughandels und Aufstellen eines Bürocontainers 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0016) 
 

3.2 Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 114  
Fristende: 07.04.2025 
Einrichtung einer Einliegerwohnung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0020) 
 

3.3 Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Am Weiberdeich; Flur 1, Flurstück 456/18 & 456/19 
Fristende: 09.04.2025 
Errichtung eines Wohngebäudes mit 4 Wohneinheiten 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0021) 
 

3.4 Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Mühlstraße; Flur 13, Flurstück 85/2 
Fristende: 14.04.2025 
Errichtung einer Terrassenüberdachung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0022) 
 

4. Mitteilungen 
 

5. Anfragen 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 

2014 in der Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das 
Sachgebiet Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0019) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der Regionalvertretungssitzung vom 27.02.2024 wurden Änderungen durch die Anhörung 
zum Planentwurf und dessen öffentliche Auslegung zur 4. Teilfortschreibung des Regionalen 
Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 beschlossen und in die 4. Teilfortschreibung 
eingearbeitet. 
 
Für den Bereich VG Rhein-Selz gibt es folgende Änderungen gegenüber der verbindlichen 
Fassung und der Änderung gegenüber der ersten Anhörung: 
 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7 Alsheim/ Eimsheim / Guntersblum / 

Wintersheim wurde in Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz durch 

Hereinnahme des nordwestlichen Zipfels vergrößert. (Anlage 1) 

 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7a Dienheim / Dexheim / Uelversheim 

wurde im Südöstlichen Bereich wegen schlechter Ausnutzbarkeit durch die Freileitung 

verkleinert. Zudem erfolgt eine geringe Erweiterung im Norden und Osten in 

Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz. (Anlage 2) 

 

Die Potenzialflächen Nr. 4, Nr. 5, Nr. 5a, Nr. 6 und Nr. 8 im Bereich der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz bleiben gegenüber des Flächennutzungsplanes Wind der VG Rhein-Selz und der 
1. Anhörung der 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-
Nahe 2014 unverändert. (Anlage 3) 
 
Der Anteil der Windenergienutzungsflächen in der Planungsregion Rheinhessen-Nahe beträgt 
3,33 %. Die Anteile der jeweiligen Landkreise sind: 
 

 
 
Folgende Stellungnahmen der Kreisverwaltung Mainz-Bingen wurden bei der 1. Anhörung wie 
folgt abgewogen: 
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Potenzialfläche 3 Undenheim: 
Die Fläche besitzt eine Größe von rd. 52 ha. 
Ihre Lage im Regionalen Grünzug und die Nähe zum VSG „Selztal zwischen Hahnheim 
und Ingelheim“ - Abstand ca. 500 m - weist auf ein erhöhtes naturschutzfachliches 
Konfliktpotential hin. Ggf. sind Auflagen bzgl. geeigneter anerkannter Schutzmaßnahmen im 
Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG notwendig. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Aufgrund des geringen Abstandes zum VSG können negative Beeinträchtigungen der 
Schutzziele nicht ausgeschlossen werden. Auf die Fläche 3 wird daher verzichtet. 
 
Potenzialfläche 4 (Zornheim/ Hahnheim/ Mommenheim/ Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 100 ha. 
Der Biotopkomplex „Selzer Berg SO Zornheim“ (BK-6115-0483-2006) ist im Zuge der 
Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
Es handelt sich um eine überwiegend durch weinbauliche Nutzung geprägte Landschaft 
mit geringerem Konfliktpotenzial bzgl. kollisionsgefährdeter Greifvögel. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen 
sein. 
 
Potenzialfläche 5 (Friesenheim/ Dalheim/ Köngernheim/ Nierstein/ Mommenheim/ 
Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 334 ha. 
Der Biotopkomplex „Windschutzhecken zwischen Selzen und Schwabsburg“ (BK-6115- 
0631-2006) ist im Zuge der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu 
berücksichtigen. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen 
sein. 
 
Potenzialfläche 5a (Bechtolsheim/ Undenheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 273,5 ha. 
Im nahegelegenen Naturschutzgebiet „Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze 
kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt 
und stellt dadurch einen wichtigen Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei 
Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
bzw. zur Minderung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sind anzuwenden. 
Gemäß Fachbeitrag Artenschutz für die Planung von Windenergiegebieten in Rheinland 
Pfalz (LfU RLP, 2023) befinden sich in direkter Nähe zu der Potenzialfläche Gehölzflächen mit 
sehr hohem Habitatpotenzial für Fledermaus-Kolonien der Mopsfledermaus. Die 
Mopsfledermaus ist störungsempfindlich und es ist mit einer Beeinträchtigung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten und/oder essentiellen Nahrungshabitaten zu rechnen. Diese 
Aspekte sind im Genehmigungsverfahren der Windenergieanlagen und dem Ausbau der 
notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen und es sind geeignete anerkannte 
Schutzmaßnahmen durchzuführen. Der Biotopkomplex „Hecken S und W Undenheim“ (BK-
6115-0484-2006) und der geschützte Landschaftsbestandteil „Schutzpflanzung (Undenheim)“ 
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(LB-7339-006) sind im Zuge der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur 
zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 6 (Bechtolsheim/ Gau-Odernheim/ Dolgesheim/ Weinolsheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 224,5 ha. 
Im nahegelegenen Naturschutzgebiet „Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze 
kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt 
und stellt dadurch einen wichtigen Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei 
Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
bzw. zur Minderung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sind anzuwenden. 
1.24. Der Biotopkomplex „Hecken westlich Weinolsheim“(BK-6115-0654-2006) ist im Zuge 
der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7 (Alsheim/ Eimsheim/ Guntersblum/ Wintersheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 411 ha. 
Die Biotopkomplexe „Baumhecke Henn/Wiesbad/Dornhecke östlich Wintersheim (BK- 
6215-0504-2006) und „Trockene Säume östlich Wintersheim“ (BK-6215-0505-2006) sind im 
Zuge der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
1.27. Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 
8 wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und 
es führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte sehr kritisch hinterfragt werden. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7a (Dienheim/ Dexheim/ Uelversheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 96 ha. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 8 (Alsheim/ Mettenheim/ Dorn-Dürkheim/ Dittelsheim-Heßloch/ 
Bechtheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 595 ha. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 
8 wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und 
es führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km m Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
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„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte kritisch hinterfragt werden. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Flächen 7 und 8 sind weitestgehend in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen 
enthalten und werden daher in den ROP übernommen. Grundsätzlich sieht die 
Planungsgemeinschaft derart ausgedehnte Flächen ebenfalls kritisch. 
 
Anlage: 
01 Potenzialfläche 7 mit Änderungen 
02 Potenzialfläche 7a mit Änderungen 
03 Potenzialfläche ohne Änderungen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Bauausschuss empfiehlt beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 

4. Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 

keine Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. 

Oder 
 

B) Der Bauausschuss empfiehlt beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 

4. Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 

folgende Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. (Diese sind in der 

Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
2. Außengeläden KiTa Abenteuerwelt; 

Freigabe Leistungsverzeichnis  
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über das Leistungsverzeichnis und die Planung deutlich unter dem 
Haushaltsansatz geblieben seien. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss beschließt einstimmig dem Ortsgemeinderat zu empfehlen, dem 
Leistungsverzeichnis zuzustimmen. 
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3. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 
2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch  

 
 
3.1. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Mühlstraße; Flur 13, Flurstück 83/15  
Fristende: 31.03.2025 
Einrichten eines Fahrzeughandels und Aufstellen eines Bürocontainers 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0016) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 31.03.2025  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist das Einrichten eines Fahrzeughandels und das Aufstellen 
eines Bürocontainers 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Gemäß § 34 Abs. 1 BauGB ist ein 
Vorhaben im unbeplanten Innenbereich zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden. Das 
Grundstück biete jedoch mehr als ausreichend Fläche zum Nachweis der notwendigen 
Stellplätze. 
Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über die Beschlussvorlage, die Runde begutachtet die Pläne. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 4 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen 
 
 
 
 
3.2. Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 114  
Fristende: 07.04.2025 
Einrichtung einer Einliegerwohnung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0020) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 07.04.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrags ist die Einrichtung einer Einliegerwohnung. 
 
Dem vorliegenden Bauantrag liegt eine positive Bauvoranfrage zugrunde. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit der Bezeichnung „Kellerweg“. 
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle 
Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
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Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Im Zuge der Einrichtung einer Einliegerwohnung, soll das Gartengrundstück terrassiert 
abgegraben und eine Außentreppe angelegt werden. Die Außentreppe überschreitet die 
Baugrenze in den Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksfläche um 5 Meter. Dafür ist 
eine Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Kellerweg“ 
notwendig. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich Vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
und stimmt der Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
„Kellerweg“ gemäß § 31 BauGB zu. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussfassung 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 1 Enthaltung 
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3.3. Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Am Weiberdeich; Flur 1, Flurstück 456/18 & 456/19 
Fristende: 09.04.2025 
Errichtung eines Wohngebäudes mit 4 Wohneinheiten 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0021) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 09.04.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrags ist die Errichtung eines Wohnhauses mit vier Wohneinheiten und 
zwei Garagen. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit der Bezeichnung „Am Weiberdeich“. 
 
Die Errichtung eines Mehrfamilienhauses stellt aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und 
sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung dar, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Allerding widerspricht die geplante Errichtung eines Mehrfamilienhauses den Festsetzungen 
des Bebauungsplans, da dort ausschließlich Einzel-/Doppelhäuser vorgesehen sind. Daher ist 
eine Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Am 
Weiberdeich“ erforderlich. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Abweichung städtebaulich Vertretbar ist und die 
Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
und stimmt der Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Am 
Weiberdeich“ gemäß § 31 BauGB zu. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Beschlussvorschlag. Die anschließende Diskussion wirft die 
Frage auf, warum bei diesen Grundstücken nicht im Sinne des Bebauungsplanes gebaut 
werden kann. 
 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig abgelehnt, 1 Enthaltung 
 
 
 
 
3.4. Guntersblum; Bauantrag, Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Mühlstraße; Flur 13, Flurstück 85/2 
Fristende: 14.04.2025 
Errichtung einer Terrassenüberdachung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 14.04.2025  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung einer Terrassenüberdachung. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
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Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussvorlage.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
4. Mitteilungen  

 
• Herr Muth zeigt mit zwei Fotos den Fortgang der Ausbesserungsarbeiten am 

Kellerweg. 
 
• Herr Muth teilt mit, dass 8 Bänke für den Friedhof geliefert wurden und der Bauhof 

beauftragt werde die Absenkungen und Löcher auf dem Friedhof zu beseitigen. 
 
• Herr Muth berichtet von den Umbauarbeiten an der Kita Abenteuerwelt, dass im 

Bestandsgebäude die Elektroinstallation zweiadrig durchgeführt wurde und diese 
heute nicht mehr zulässige Form nachgebessert werden müsste. 

 
• Herr Muth teilt mit, dass ein Elektrobetrieb aus Oppenheim beauftragt wurde, die 

Probleme im Ortsgemeindehaus zu beseitigen und dass die Firma zuversichtlich sei, 
eine adäquate Lösung für die unterschiedlichen Probleme zu finden.  
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5. Anfragen  
 
• Herr Bechler erinnert an seine Frage zur Bepflanzung im Neubaugebiet. 
 
• Herr Hartmann fragt an, was die Poli-Verbundrohre im Fahrradweg nach Alsheim 

bedeuten. 
 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
• Einer Modernisierungsmaßnahme im Kellerweg wurde zugestimmt. 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Muth Dr. Igor Herrmann 
1. Beigeordneter und Vorsitzender  

 
 
 


